
Landkreis Vorpommern-Greifswald 
Der Landrat 

J '-- 

61 
Sf 

Landkreis Vorpommern-Greifswald, 17464 Greifswald, PF 11 32 
""'i ~ ¡'\ ,. 

Besucheranschrift: An der Kürassierkaserne 9 
17309 Pasewalk 
Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz 
Bauleitplanung/Denkmalschutz 

Amt: 
Sachqebiet: 

Stadt Pasewalk '· il 

als Verwaltungsbehörde für das 
Amt Uecker-Randow-Tal, Gemeinde Schönwalde 
Frau Forejt 
Haußmannstr. 85 
17309 Pasewalk 

r)_ /' / /,/ Auskunft erteilt: 
D "' l.?_A/1 _ Zimmer: 
------- +Tetefon: 

Telefax: 
E-Mail: 
beBPo: 

Frau Kügler 
325 
03834 8760-3141 
03834 8760 93141 
Petra .Kuegler@kreis-vg.de 
Landkreis Vorpommern-Greifswald 
- Zentrale Poststelle 

Sprechzeiten 
Di: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr 
Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr 
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung 

Aktenzeichen: 02508-23-44 

Grundstück: Schönwalde, OT Stolzenburg, - 

Lagedaten: Gemarkung Stolzenburg, Flur 7, Flurstücke 10/1, 11 /1, 12/1, 13/1, 15/4, 16/5, 17/8, 15/3, 20/1, 21 /1, 22/1, 
23/1, 24/1, 33/1, 34/1, 35/1, 36/1, 37 /1, 38/1 

Datum: 29.08.2023 

Vorhaben: Bebauungsplan Nr. 2 "Solarpark Stolzenburg" der Gemeinde Schönwalde 
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 2506-2023 

Grundlage für die Erarbeitung der Gesamtstellungnahme bildeten folgende Unterlagen: 
- Ihr Anschreiben vom 27.06.2023 (Eingangsdatum 27.06.2023) 
- Planungsunterlagen zum o.g. Vorhaben 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB haben die 
Fachämter des Landkreises Vorpommern-Greifswald den vorgelegten Entwurf der o.g. Satzung 
der Gemeinde Schönwalde begutachtet. 
Ich möchte Sie bitten, die Hinweise, Ergänzungen und Einschränkungen der einzelnen 
Sachgebiete (SG) bei der weiteren Bearbeitung zu berücksichtigen. 

1. Ordnungsamt 
1.1 SG Brand- und Katastrophenschutz 
1.1.1 Katastrophenschutz 

Bearbeiterin: Frau Grei; Tel.: 03834 8760 2892 
Die untere Katastrophenschutzbehörde äußert sich zum B-Plan wie folgt: 

• Kampfmittel 
lm Kampfmittelkataster des Landes Mecklenburg-Vorpommern sind keine Eintragungen zu 
einer Kampfmittelbelastung im Bereich des B-hPlans vorhanden. 

Sollten im Verlauf der Umsetzung des Vorhabens trotz Freigabe durch den 
Munitionsbergungsdienst M-V wider Erwarten Kampfmittel bei Arbeiten entdeckt werden, so 
sind die Arbeiten einzustellen, der Fundort zu räumen und abzusperren. Nachfolgend hat die 
Meldung über den Notruf der Polizei oder die nächste Polizeidienststelle an den 
Munitionsbergungsdienst M-V zu erfolgen. Gemäß § 5 Abs. 1 Kampfmittelverordnung M-V ist 

Landkreis Vorpommern.Greifswald 
Hausanschrift 
Feldstraße 85 a 
17 489 Greifswald 

Postanschrift 
Postfach 11 32 
17 464 Greifswald 

Bankverbindungen 
Sparkasse Vorpommern 
IBAN OE96 1505 0500 0000 0001 91 
BIC· NOLADE21GRW 

Telefon. 03834 8760-0 
Telefax: 03834 8760-9000 

Internet: www kre1s-vg de 
E-Mail: posteingang@kreis-vg.de 

Sparkasse Uecker-Randow 
IBAN: DE81 1505 0400 3110 0000 58 
BIC. NOLADE21 PSW 

Gläubiger-Identifikationsnummer 
DE11=00000202986 



Seite: 2 29.08.2023 

02508-23-44 

die Fundstelle der örtlichen Ordnungsbehörde beim zuständigen Amt unverzüglich 
anzuzeigen. 

• Hochwassergefährdung 
Für den angrenzenden Bereich des Planfeststellungsverfahrens liegen keine Informationen 
zur Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie mit den Ergebnissen und Darstellungen 
Hochwassergefahren- und -risikokarte, potentielle Überflutungsflächen und Risikogebiete 
des Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern vor. 

• Sonstige Risiken oder Gefahren 
Sonstige Risiken oder Gefahren sind zur Zeit nicht bekannt. 

1.1 .2 Abwehrender Brandschutz 
Bearbeiter: Herr Gerhardt; Tel.: 03834 8760 2814 
Feuerwehr 
Die zuständige öffentliche Feuerwehr, die FF Schönwalde mit ihrem Standort in Dargitz, 
kommt als Feuerwehr mit Grundausstattung zum Einsatz. Die wirksame Löschhilfe über 
Nachbarwehren, insb. mit wasserführenden Löschfahrzeugen, ist grundsätzlich möglich. 
Über den sofortigen Einsatz weiterer Nachbarwehren oder die Nachforderung von Kräften 
und Mitteln vor Ort, entscheidet der Wehrführer mit der Abstimmung des 
Feuerwehrwehrplanes sowie nach Einsatzstichwort und vorgefundener Lage. Für den PV­ 
Park ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 zu erstellen und mit der 
Brandschutzdienststelle abzustimmen. Der zuständigen örtlichen Feuerwehr ist ein 
Druckexemplar als laminierter Dokumentenordner mit Rückenbeschriftung nachweislich zu 
übergeben. Die Brandschutzdienststelle erhält ein PDF- Dokument zur Archivierung und 
Weitergabe an die Integrierte Leitstelle Greifswald. Vor Nutzungsaufnahme ist mit der 
örtlichen Feuerwehr eine Ortsbesichtigung/ Einweisung durchzuführen und zu protokollieren. 

Zugänglichkeit 
Die gewalt- und verzögerungsfreie Zugänglichkeit für die Feuerwehr, ist durch eine 
Feuerwehrdoppelschließung an jeder Toranlage ständig zu gewährleisten. 

Löschwasser 
Zur Bekämpfung von Flächen- und Vegetationsbränden, auch über den PV- Park hinaus, 
sind für das betrachtete Objekt beidseitig der BAB 20 geeignete 
Löschwasserentnahmemöglichkeiten zu schaffen. Dies können Löschwasserteiche, - 
zisternen, -brunnen oder auch sog. Wasserkissen sein. Dabei ist jeweils eine frostsichere 
Löschwasserentnahmestelle mit Feuerwehraufstell- und Bewegungsflächen nach DIN 14210 
entsprechend zu berücksichtigen. Für einen PV-Park mit den geplanten Ausmaßen wird ein 
Löschwasservorrat von 100m3 je ,,Autobahnseite", als ausreichend angesehen. 

2. Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz 
2.1 SG Bauordnung 

Bearbeiterin: Frau Stahlkopf,· Tel.: 03834 8760 3346 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann keine abschließende bauordnungsrechtliche 
Stellungnahme gefertigt werden. 
ln der Begründung zum Bebauungsplan und Planzeichnung fehlen konkrete Aussagen zur 
Erschließung. 
Es sind keine Zugänge zu den Freiflächen-Photovoltaikanlagen in der Planzeichnung 
dargestellt. 
Die Zuwegung zu diesen Freiflächen kann nicht nachvollzogen werden. Die Erschließung 
über öffentliche Verkehrsflächen ist nicht gegeben. 
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2.2 SG Bauleitplanung/Denkmalschutz 
2.2.1 SB Bauleitplanung 

Bearbeiterin: Frau Kügler; Tel.: 03834 8760 3141 
Die im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Vorschriften des 
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprüft. 

lm weiteren Planverfahren sind folgende Anregungen und Bedenken zu beachten: 

1. Die Gemeinde Schönwalde verfügt nicht über einen wirksamen Flächennutzungsplan. Bei 
dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich daher um einen vorzeitigen 
Bebauungsplan nach § 8 Abs. 4 BauGB, welcher einer Genehmigung nach § 1 O Abs. 2 
BauGB bedarf. 

2. Die Erschließung des Plangebietes über vorhandene öffentliche Straßen ist im 
Bebauungsplan darzustellen. Dazu ist der Geltungsbereich des Bebauungsplanes so zu 
erweitern, dass die öffentliche Verkehrsfläche im Einbindungsbereich einbezogen und als 
öffentliche Straßenverkehrsfläche dargestellt wird. 
Denkbar wäre auch die Klarstellung des Straßenanschlusses durch textliche Festsetzung, 
z.B.: ,,Die Geltungsbereichsgrenze ist zwischen den Punkten A und B zugleich 
Straßenbegrenzungslinie.", da die der allgemeinen Erschließung dienenden öffentlichen 
Verkehrsflächen in der Planzeichnung durch Straßenbegrenzungslinien abgegrenzt werden. 

3. Das geplante Vorhaben entspricht nicht dem Landesraumentwicklungsprogramms 
Mecklenburg-Vorpommern vom 27.05.2016, Pkt. 5.3 Energie. Danach sollen 
Freiflächenphotovoltaikanlagen in einem Streifen von 11 O m beiderseits von Autobahnen, 
Bundesstraßen und Schienenwegen errichtet werden. Die geplante Photovoltaikanlage erfüllt 
dieses Kriterium nicht, daher besteht im weiteren Verfahren Klärungsbedarf. Nach derzeitiger 
Rechtslage wäre ein Antrag auf Zielabweichungsverfahren bei der obersten 
Landesplanungsbehörde zu stellen. 

Hinweis: 

1. Für den Verfahrensvermerk 11, Genehmigung des Bebauungsplanes, ist die Unterschrift 
durch den Landrat vorgesehen. Dieser Verfahrensvermerk ist ebenfalls durch den 
Bürgermeister der Gemeinde Schönwalde zu unterzeichnen. 

Die Verfahrensvermerke können auch zu Blöcken zusammengefasst werden, so dass nicht 
jeder einzelne gesiegelt und unterschrieben werden muss. 

2. Die aktuelle vollständige Zitierung des Baugesetzbuches ist den Quellenangaben zu 
entnehmen. Ich bitte, dies im weiteren Verfahren zu beachten. 

2.2.2 SB Denkmalpflege 
Bearbeiter: Herr Müller; Tel.: 03834 8760 3146 

1. Baudenkmalschutz 
Durch das Vorhaben werden Belange des Baudenkmalschutzes nicht berührt. 

2. Bodendenkmalschutz 
2.1. Das beantragte Vorhaben berührt anteilig das mit der Farbe ,,Blau" gekennzeichnete 

Bodendenkmal der Gemarkung Stolzenburg, Fundplatz 6 (sh. anliegende Kartierung). 

2.2. Der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde bedarf gemäß § 7 Abs. 1 DSchG M­ 
V, wer Denkmale beseitigen, verändern, an einen anderen Ort verbringen oder die bisherige 
Nutzung ändern will, in der Umgebung von Denkmalen Maßnahmen durchführen will, wenn 
hierdurch das Erscheinungsbild oder die Substanz des Denkmals erheblich beeinträchtigt 
wird. 
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2.3. Für Eingriffe in das Bodendenkmal der Gemarkung Stolzenburg, Fundplatz 6, ist vor 
Ausführung der Maßnahme bei der unteren Denkmalschutzbehörde schriftlich die 
Genehmigung einzuholen. (Antragsunterlagen unter Verwendung des Antragsformulars und 
Planungszeichnung bitte 2fach einreichen). 
https://www.kreis-vg.de/media/custom/2164 3431 1.PDF?1540358906 

2.4. Seitens der unteren Denkmalschutzbehörde wird die Erteilung des folgenden Hinweises 
empfohlen: 

Werden bei den Erdarbeiten Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen entdeckt, 
von denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gem. § 2 Abs. 1 DSchG M-V ein 
öffentliches Interesse besteht, z.B. archäologische Funde oder auffällige 
Bodenverfärbungen, ist gemäß § 11 DSchG M-V die untere Denkmalschutzbehörde zu 
benachrichtigen. Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den 
Grundeigentümer und zufällige Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen. Der 
Fund und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung 
erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach 
einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann im Benehmen mit dem zuständigen 
Landesamt die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße 
Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert. 

3. Hinweis 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 
Nr. 6 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) das Landesamt für 
Kultur und Denkmalpflege zu beteiligen ist. 

Anschrift: Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Dornhof 4-5, 19055 Schwerin 
Tel.: 0385 58879 111 

2.3 SG Naturschutz 
Bearbeiterin: Frau Fregin; Tel.: 03834 8760 3215 
seitens der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald ergeht 
zum o. g. Vorhaben unter Beachtung und Berücksichtigung nachstehender Forderungen 
folgende Stellungnahme: 

Vorliegende Unterlagen: 
• Planbegründung, inkl. Umweltbericht zum Vorentwurf (Stand: Juni 2023) 
• Satzung Bebauungsplan Nr. 2 ,,Solarpark Stolzenburg", Vorentwurf (Stand: Juni 2023) 

Umweltbericht 
Es ist entsprechend § 2 Abs. 4 des BauGB für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 
Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3.November 2017 (BGBI. I S.3634), eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die 
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem 
Umweltbericht beschrieben und bewertet werden; die Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch ist 
anzuwenden. 
Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und 
allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des 
Bauleitplans angemessener Weise verlangt werden kann. 

Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Anforderungen an die Planung durch die Einbindung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung in das Abwägungsgebot 
Entsprechend dem Abwägungsgebot des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB sind die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege hinsichtlich des Vermeidungs- und 



Seite: 5 29.08.2023 
02508-23-44 

Kompensationsgrundsatzes verfahrensmäßig und inhaltlich vollständig und abschließend auf 
der Ebene der Bauleitplanung zu klären. Es müssen deshalb alle anlagebedingten, 
betriebsbedingten und baubedingten Projektwirkungen prognostiziert werden. ln der 
Bauleitplanung ist abschließend darüber zu entscheiden, ob sich die Eingriffe in Natur und 
Landschaft rechtfertigen lassen und ob und in welchem Umfang für unvermeidbare 
Beeinträchtigungen Kompensationsmaßnahmen notwendig sind. Die Gemeinde ist deshalb 
nach § 1 a Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB verpflichtet, über alle Eingriffsfolgen bei der 
Aufstellung des Bebauungsplanes zu entscheiden. 

Die Bewertung der Eingriffs- und der Kompensationsmaßnahmen sollte nach den Hinweisen 
zur Eingriffsregelung für Mecklenburg - Vorpommern in der Neufassung von 2018 erfolgen. 

ln der Bilanzierung der Versiegelungen sind alle Anlagen zu berücksichtigen und getrennt 
mit Flächenangaben aufzulisten (z.B. Trafostationen, Wartungsflächen, Einfriedungen, 
Speicherungsanlagen, Brandschutzeinrichtungen etc.). Die Bilanzierung kann sonst nicht 
nachvollzogen werden. 

Kompensations- bzw. Kompensationsmindernden Maßnahmen die zur Anrechnung in der 
Bilanzierung nach der HzE 2018 dienen, sind entsprechend zu benennen. 
Für Maßnahmen mit dauerhaftem Pflegerfordernis ist in der Regel ein auf die jeweiligen 
konkreten standörtlichen Verhältnisse abgestimmter (qualifizierter) Pflegeplan zu erstellen. 
Auf der Grundlage des Pflegeplanes sind die Aufwendungen für die Pflege einschließlich der 
Kosten für Verwaltung und Kontrolle der Maßnahme als kapitalisierter unter 
Berücksichtigung von Kostensteigerungen abgezinster Betrag (Kapitalstock) zu ermitteln. 

Belange des speziellen Artenschutzes 
Die Zuständigkeit für Entscheidungen nach § 44 BNatSchG befindet sich entsprechend § 6 
des NatSchAG M-V bei den unteren Naturschutzbehörden. 

Nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG gelten folgende Arten als besonders geschützt: 
• Arten der Anhänge A und B der EG-Verordnung 338/97 
• Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie 92/43/EWG 
• Europäische Vogelarten 
• Tier und Pflanzarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgeführt sind; 

Streng geschützt sind laut § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG: 
• Arten des Anhanges A der EG-Verordnung 338/97 
• Arten des Anhanges IV der Richtlinie 92/43/EWG 
• Tier und Pflanzenarten die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG 
aufgeführt sind. 

Nach§ 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 
1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören, 

2. wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 
zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 
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Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen unterliegen nicht der gemeindlichen Abwägung. 
Bei Betroffenheit besonders oder streng geschützter Arten ist eine Ausnahme zu 
beantragen. Einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG dürfen die dort genannten 
Bestimmungen der EG-Vogelschutzrichtlinie und der FFH- Richtlinie nicht entgegenstehen. 

lm Rahmen des B-Plan Verfahrens sind potenzielle artenschutzrechtliche Konflikte zu klären. 
Sofern eine umfangreiche Kartierung aus Zeitgründen ausgeschlossen wird, muss über eine 
Potentialanalyse die Beeinträchtigung von Arten und Artengruppen betrachtet werden. Es ist 
hierbei besonders auf das Tötungsverbot und Verbot zur Zerstörung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten entsprechend § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BNatSchG, einzugehen. Die 
Hauptkonflikte sind bei den Amphibien, Reptilien und der Avifauna (Brutvögel, Feldlerche) zu 
erwarten. Entsprechende CEF Maßnahmen sind hinsichtlich ihrer Größe und Detaillierung zu 
begründen. 

Der Bereich Fauna ist in einem separaten artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (AFB) 
abzuarbeiten. Konflikte sind darzustellen und entsprechende Maßnahmen zur Vermeidung 
vorzuschlagen. Entsprechende Unterlagen sind zur Prüfung vorzulegen. Der 
artenschutzrechtliche Fachbeitrag (AFB) muss die Betroffenheiten der folgenden 
Artengruppen untersuchen: Avifauna, Reptilien, Amphibien, Säugetiere, Käfer, Weichtiere 
( Relevanzprüfu ng ). 

Potentialanalyse 
Die UNB verweist hier darauf, dass bei einer Potentialabschätzung das ,,worst-case" 
Szenario angenommen werden muss und somit abgeleitet werden muss, dass in dem Gebiet 
alle potentiell vorkommenden Vogelarten durch die Anlage gestört und geschädigt werden 
können. Das bedeutet, dass für alle potentiell vorkommenden Arten Maßnahmen entwickelt 
werden müssen. 

Gesetzlicher Baumschutz 
Gemäß § 18 des Gesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) vom 23. 
Februar 201 O (GVOBI. M-V 201 O, S. 66) sind alle Bäume mit einem Stammumfang von mehr 
als 100 Zentimetern (gemessen in 1,30 Meter Höhe vom Erdboden) gesetzlich geschützt. 

Nach § 18 Abs. 2 NatSchAG M-V sind die Beseitigung geschützter Bäume sowie alle 
Handlungen, die zu ihrer Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen Beeinträchtigung 
führen können, verboten. 

Es ist eine Vermessung des vorhandenen Gehölzbestandes vorzunehmen. 
ln Umsetzung der planerischen Ziele sind alle Bäume, die sich im Bereich der Baugrenzen 
befinden und nicht als erhaltenswürdig eingestuft werden mit einem Stammumfang ab 50 
cm, in die Bilanzierung des Eingriffs Natur und Landschaft einzubeziehen (siehe 
Baumschutzkompensationserlass M-V). 
Es wird empfohlen, die besonders wertvollen Bäume unter Erhalt zu setzen und 
entsprechend der Planzeichenverordnung auszuweisen. 

Gesetzlicher Biotopschutz 
Um die gesetzlich geschützten Biotope ist ein Pufferstreifen von 20m einzuhalten. Nur 
unter dieser Voraussetzung sind die Erhaltungsziele nach Vorgabe des § 20 Abs. 1 
NatSchAG M-V zu gewährleisten. 

Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakteristischen 
Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung folgender Biotope 
in der Anlage 1 zu diesem Gesetz beschriebenen Ausprägung führen können, sind 
unzulässig. 
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Die untere Naturschutzbehörde kann auf Antrag im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn 
die Beeinträchtigungen der Biotope ausgeglichen werden können oder die Maßnahme aus 
überwiegenden Gründen des Gemeinwohls notwendig ist. Bei Ausnahmen, die aus 
überwiegenden Gründen des Gemeinwohls notwendig sind, finden die Bestimmungen des § 
15 Abs. 4bis 6 BNatSchG über Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen Anwendung. 

Städtebaulicher Vertrag 
Bei der Ausführungsplanung für die Kompensationsmaßnahmen sind die ermittelten 
Anforderungen an die Funktionalität der Maßnahmen hinsichtlich der Eignung zu 
berücksichtigen und es ist der Naturraum (hier: Rückland der Mecklenburgischen 
Seenplatte) zu berücksichtigen, in dem der Eingriff stattfindet. 

Privatnützigkeit und faktische Verfügbarkeit von Grund und Boden einerseits und 
Sozialgebundenheit andererseits sind abwägungsrelevante Belange von erheblicher 
Bedeutung und sind deshalb bei der Planunq gebührend zu berücksichtigen. Das gilt nicht 
nur für Grundeigentum, auf dem Eingriffe in Natur und Landschaft stattfinden, sondern auch 
für Grundflächen, auf denen Kompensationsmaßnahmen realisiert werden können. Die 
Verfügbarkeit der Maßnahmenflächen ist deshalb auf der Ebene der Bauleitplanung 
abschließend zu klären. Befindet sich die Kompensationsmaßnahme nicht auf dem 
Eingriffsgrundstück, ist der Nachweis der Flächenverfügbarkeit zu erbringen und die 
Maßnahmen sind durch Sicherung der Grunddienstbarkeit zugunsten der unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald und einer Vereinbarung 
zwischen dem Erschließungsträger, dem Grundstückseigentümer, der Gemeinde und der 
unteren Naturschutzbehörde vertraglich zu binden. 

Es sind Regelungen zu treffen, die den Antragsteller verpflichten die Maßnahmen 
umzusetzen (Vertragsstrafen). 

Dabei ist inhaltlich zu regeln, dass der Eigentümer der Grundstücke die 
Kompensationsmaßnahmen dauerhaft (erst mit der Aufhebung des Bebauungsplanes wird 
der Eingriff rückabgewickelt) für Zwecke des Naturschutzes zu sichern hat. Die Dienstbarkeit 
ist im Grundbuch in Abt. li an erster Rangstelle und vor Grundpfandrechten in Abteilung lii 
einzutragen. Die Sicherung und der Nachweis der Flächenverfügbarkeit der 
Kompensationsmaßnahmen bzw. artenschutzrechtlichen Maßnahmen ist verbindlich zum 
Zeitpunkt des Beschlusses der Satzung des Bebauungsplanes bzw. vor Erklärung der 
Planreife nach § 33 BauGB sicherzustellen. Dazu ist der Nachweis eines notariellen 
Antrages zur Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit und die 
Eingangsbestätigung des Grundbuchamtes nachzuweisen. 
Vor Ergehen der abschließenden Stellungnahme ist der unteren Naturschutzbehörde der 
städtebauliche Vertrag vor Unterzeichnung, zur Prüfung vorzulegen. ln dem Vertrag ist die 
Verpflichtung zur Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen i.S. der Eingriffsregelung als auch 
ggf. der CEF, VM und FCS Maßnahmen zu sichern. Die untere Naturschutzbehörde ist als 
Vertragspartner im städtebaulichen Vertrag zu führen. 

3. Kataster und Vermessungsamt 
3.1 SG Geodatenzentrum 

Bearbeiterin: Frau Kundy; Tel.: 03834 8760 3491 
Aus Sicht des Fachdienstes Kataster und Vermessung bestehen keine Bedenken. 
Es erfolgte jedoch keine Überprüfung des Datenbestandes auf Übereinstimmung mit den 
Nachweisen des Liegenschaftskatasters. 
Diese Leistungen sind nach der Landesverordnung über Gebühren der Vermessungs- und 
Katasterbehörden sowie anderer Vermessungsstellen (VermGebVO) vom 
2. April 1993 (GVOBI. M-V S. 259), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 
1 O. Dezember 2001 (GVOBI. M-V S. 526) gebührenpflichtig. Hierzu ist ein gesonderter 
Antrag des Auftraggebers notwendig. 
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4. Amt für Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung 
4.1 SG Abfallwirtschaft/Immissionsschutz 
4.1.1 SB Abfallwirtschaft/Altlasten 

Bearbeiter: Herr Wiegand; Tel.: 03834 8760 3271 
Die untere Abfall- und Bodenschutzbehörde stimmt dem Vorhaben unter Berücksichtigung 
folgender Hinweise und Auflagen zu: 

Auflagen Abfall: 
Metall ist getrennt zu halten und einer Verwertung zuzuführen. 

1. Gefährliche Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Nach § 50 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) besteht hierfür eine 
gesetzliche Nachweispflicht in Form des Verwertungs- und Beseitigungsnachweises. 

Auflagen Bodenschutz: 
1. Während der Baumaßnahme auftretende Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen 

oder Altlastverdachtsflächen (vererdete Müllkörper, Verunreinigungen des Bodens, 
Oberflächen- und Grundwassers, u.a.) sind der unteren Bodenschutzbehörde des 
Landkreises Vorpommern-Greifswald (Standort Pasewalk) sofort anzuzeigen. Die Arbeiten 
sind gegebenenfalls zu unterbrechen. 

2. Treten während der Baumaßnahme Überschussböden auf oder ist es notwendig 
Fremdböden auf- oder einzubringen, so haben entsprechend § 7 BBodSchG die Pflichtigen 
Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen. Die 
Forderungen der §§ 6 bis 8 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
vom 09. Juli 2021 (BGBI. l. S. 2598, 2716), in der zuletzt gültigen Fassung, sind zu 
beachten. 

3. Gemäß § 4 Abs. 5 BBodSchV wird eine Bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 
gefordert, um die schädlichen Auswirkungen auf den Boden durch das Vorhaben zu 
minimieren. 

4.2 SG Wasserwirtschaft 
Bearbeiterin: Frau Küster; Tel.: 03834 8760 3265 
Dem geplanten o. g. Vorhaben wird seitens der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 
unter Einhaltung nachfolgender Auflagen und Hinweise zugestimmt: 

Auflagen 
1. Nach § 49 (1) WHG sind Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich 

unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des 
Grundwassers auswirken können, der zuständigen Behörde einen Monat vor Beginn der 
Arbeiten anzuzeigen. Wird nach § 49 (2) WHG dabei unbeabsichtigt Grundwasser 
erschlossen, ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. 

2. Vor Baubeginn ist mit dem zuständigen Wasser- und Bodenverband zu klären, ob sich evtl. 
weitere Rohrleitungen (Gewässer li. Ordnung) auf dem Grundstück befinden. 

3. Sollte bei den Tiefbauarbeiten teilweise eine geschlossene Wasserhaltung 
{Grundwasserabsenkung) erforderlich sein, so stellt dies nach § 9 WHG eine 
Gewässerbenutzung dar. Nach § 8 WHG bedarf die Benutzung eines Gewässers der 
wasserrechtlichen Erlaubnis. 

4. Nach § 38 (3) WHG sind im Außenbereich Gewässerrandstreifen von 5,00 m Breite 
einzuhalten. Der Gewässerrandstreifen bemisst sich bei Gewässern mit ausgeprägter 
Böschungsoberkante (z.B. Gräben) ab der Böschungsoberkante. Die Gewässerrandstreifen 
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sind frei von jeglicher Bebauung und Bepflanzung zu halten. Ferner dürfen keine Zäune 
errichtet werden. 

5. Nach § 32 (3) LWaG M-V ist eine Benutzung des Grundwassers (Grundwasserentnahme) in 
den Fällen des § 46 Abs. 1 und 2 WHG anzuzeigen. 

6. Sollten bei den Erdarbeiten Dränungen oder auch andere hier nicht erwähnte 
Entwässerungsleitungen angetroffen und beschädigt werden, so sind sie in jedem Falle 
wieder funktionsfähig herzustellen, auch wenn sie zum Zeitpunkt der Bauarbeiten 
trockengefallen sind. Der zuständige Wasser- und Bodenverband ist zu informieren. 

7. Sollte eine Kreuzung von Gewässern li. Ordnung (offene und verrohrte Gräben) vorgesehen 
sein (dies gilt auch für die Leitungsanbindungen), ist gemäß § 8 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Umweltamt des Landkreises Vorpommern­ 
Greifswald, untere Wasserbehörde, einzuholen (Ansprechpartner: Herr Werth, 1iir 038 34 / 
8760 3269). Dazu ist das Bauausführungsprojekt mit den detaillierten Angaben zur 
Gewässerkreuzung einzureichen. Die Stellungnahme des zuständigen Wasser- und 
Bodenverbandes ist den Antragsunterlagen beizufügen. 

Hinweise 
1. Nach § 5 WHG ist eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften zu vermeiden 

und die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten. 

2. Niederschlagswasser soll nach § 55 WHG ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über 
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden. 

3. Anfallendes unbelastetes Niederschlagswasser kann über eine ausreichende Sickerstrecke 
von mind. 1,00 m zum Mittleren Höchsten Grundwasserstand (MHGW) auf dem Grundstück 
versickert werden. Nach dem OWA-Regelwerk, Arbeitsblatt OWA-A 138 muss der relevante 
Versickerungsbereich im kf-Bereich von 1*10-3 bis 1*10-6 m/s liegen. 

4. Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist besondere Vorsicht geboten. lm Falle 
einer Havarie mit wassergefährdenden Stoffen ist unverzüglich die zuständige untere 
Wasserbehörde zu benachrichtigen. 

5. Stellplätze für Kraftfahrzeuge (Bauphase) sind so herzurichten, dass keine 
wassergefährdenden Stoffe (Treib- und Schmierstoffe) in den Untergrund versickern können. 
Festgestellte Verunreinigungen sind sofort zu beseitigen. 

6. Vor der Anlegung der Zufahrten zu der Anlage ist die Stellungnahme des zuständigen 
Wasser- und Bodenverbandes ,, Mittlere Ücker-Randow" einzuholen . 

Mit freundlichen Grüßen 

0~ÎlV 
Petra Kügler(f 
amt. SachgeJetsleiterin 

Verteiler 
Stadt Pasewalk als Verwaltungsbehörde für das Amt Uecker-Randow-Tal, Gemeinde Schönwalde 
z.d.A. 
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Quellenangaben 

BauGB 

LBauO M-V 

DSchG M-V 

BNatSchG 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
12. Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 184) 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern vom 15. Oktober 2015 (GVOBI. 
M-V 2015, S. 344) zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBI. M-V 
S. 682) 

Denkmalschutzgesetz vom 06. Januar 1998 (GVOBI. M-V 1998, S. 12) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. Juli 201 O (GVOBI. M-V S. 383,392) 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom 
29. Juli 2009 BGBI. I S. 2542) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
8. Dezember 2022 

NatSchAG M-V Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz) vom 
23. Februar 201 O (GVOBI. M-V 201 O, S. 66) zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 05. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228) 

BBodSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung 
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz) vom 17. März 1998 (BGBI. I S. 502), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. I S. 
306) 

LBodSchG M-V Gesetz über den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Landesbodenschutzgesetz) vom 4. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011 S. 759, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Juli 2018, (GVOBI. M-V S. 219) 

WHG 

LWaG M-V 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) 
vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 5) 
Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M-V) vom 
30. November 1992 (GVOBI. M-V S. 669; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 753-2), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 8. Juni 2021 (GVOBI. M-V S. 866) 
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Flurstücke, die durch die Bodendenkmalliste betroffen sind 
Bodendenkmal 
Objekt: Blau 
Fundplatz: 6 

Gemeinde: Schönwalde (126) 
Gemarkung: Stolzenburg (134268) 
Flur: 7 

Aktenzeichen: 02508-23-44 (15644-23-52) 
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